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Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e'n

Klägerin und Bevisionsbeklagte,

hat der 4D Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom

25° Oktober l956

für Recht erkannt :

Die Revision gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Celle vom 5„Januarxl955 wird

zurückgewiesen° Die Beklagte hat der Klä—

gerin deren außergerichtliche Kosten zu er—-

stetten°

Die Gebühr für die Berufstätigkeit des im

Armenrecht bestellten Rechtsanwalts

Dr° Dörge vor dem Bundessozialgericht

wird auf lBOo—— DM festgesetzt°

Von Rechts wegen°
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Die Klägerin beantragte im Jahre 1952 die Gewährung der

Invalidenrente. Die Beklagte ließ sie durch Dr. GKXXXXK in
Hannover untersuchen‚ Dieser nahm eine Erwerbsminderung von
mehr als 50 VQH„ und vorübergehende Invalidität an und hielt

eine Nachuntersuchung innerhalbyder nächsten drei Monate für“

angezeigt° Die Beklagte ließ die Klägerin weiter durch den
—Facharzt für innere Krankheiten Dr„-LXXXX in HannoVer unter—

suchen, der in seinem Gutachten der Ansicht des Dr‚GXXXXXX

widerspraoh‚ eine Erwerbsminderung von weniger als 50 V„H°

annahm.und die Klägerin für fähig hielt, alle leichten bis

mittelschweren Frauenarbeiten im Sitzen anhaltend und im

Stehen mit Unterbrechungen zu verrichten. Gestützt auf diese

Gutachten lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 270 Oktober

1952 den Rentenantrag mit der Begründung ab, daß die Klägerin

nicht invalide sei°

Gegen diesen Bescheid legte die Klägerin Derufung beim
Oberversicherungsamt (OVA„) in Hannover ein„ Das OVA° holte

n00h eine Stellungnahme des Dr.]KXXXXXXXXéin, der zu dem Ergeb—

nis
kam, daß der Fall durch das fachinterne Gutachten des

Dr„ IKKXX geklärt sei‚ und sich der Beurteilung dieses Gut—

achters anschloß° Dagegen empfahl der Gerichtsarzt Dr„TXXXXXXX

auf Grund der von der Klägerin im Termin vorgelegten Befundbe—

.richte‚ ein weiteres Gutachten einzuholen° Er äußerte die An—

sicht, daß der im März 1953 erhobene Befund eine Verschlech—

terung des Gesundheitszustandes der Klägerin erkennen lasse‚

und nahm vorübergehende Invalidität seit Anfang Januar 1953 an°

Die Beteiligten erklärten daraufhin im Termin folgenden Ver—

gleich zu Protokoll des 0VA° :

"Der Vertreter der Beklagten anerkannt vorübergehende

InValidität ab lo Januar 1953 und erklärt sich bereit, der

Klägerin Invalidenrente unter Vorbehalt richtiger Marken—

verwendung in gesetzlicher Höhe vom l° August 1953 ab zu ge—

währen° Die Klägerin ist damit einverstanden und sieht die

Berufung als erledigt ano_"

„ 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

Das OVA„ beschloß darauf, das Verfahren einzustel—

len,

Die Beklagte ließ die Klägerin vor dem Rentenbe-

ginn erneut durch den Facharzt für innere Krankheiten

Dr, SXXXXXXX in Hannover untersuchen, der in seinem

Gutachten vom 18° Juli 1955 zu dem Ergebnis kam, daß
‘ die Erwerbsminderung weniger als 50 V„H„ betrage und

die Klägerin nicht mehr_invalide sei; die Klägerin kön—

ne alle leichten bis mittelschweren Arbeiten sowie alle
Fräuenarbeiten sitzend in geschlossenen Räumen verrich—

ten° Daraufhin lehnte die Beklagte durch Beach id vom
'23. Juli 1953 die Gewährung der Invalidenrente ab,weil

die im Vergleich anerkannte vorübergehende Invalidität

nicht länger als se0hsundzwanzig Wochen gedauert habe°

Gegen diesen Bescheid legte die Klägerin beim OVAQ

Hannover Berufung mit der Begründung ein, sie sei ent—

gegen der Ansicht der Beklagten irivalide°

Das OVA„ holte noch eine Stellungnahme des Ge—

richtsarztes Dr° KXXXXe1n„ Dieser sah den Fall als ge-
klärt an und schätzte die Erwerbsminderung auf unter

50 v‚Ho Das Sozialgericht (SG„) in Hannover, auf das

die Berufung mit dem l„Januar 1954 als Klage übergegangen
war,_ließ die Klägerin während der mündlichen Verhand—

lung von dem Facharzt für Chirurgie Dr. NKXXXXX unter—

suchen, der keinen anderen Befund als Dr° SXXXXXXX fest—
stellen konnte„ Durch Urteil vom 30, März 1954 wies das

SG° die Klage ab,weil die Klägerin am l„4u ust 1953 nicht

mehr invalide gewesen sei,

Die Klägerin legte gegen dieses Urteil Berufung bei

dem Landessozialgericht (LSG;) Celle ein" Sie behauptete,

ihr Gesundheitszustand habe sich seit Januar 1955 nicht

gebessert, sondern wesentlich verschlechtert. Die Beklag—

te vertrat nach wie vor die Ansicht, daß die Klägerin

nicht mehr invalide sei° Wenn das LSG. den abgeschlosse—

nen Vergleich dahingehend auslegen sollte, daß die Ren-

te — vorausgesetzt, daß genügend Beiträge entrichtet wor—

den séien —unbedingt ab l° August 1953 zu zahlen sei,
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müsse ihrer Ansicht nach der Ablehnungsbescheid vom 23„Juli

1955 als Rentenentziehungsbescheid angesehen werden„ Durch
Urteil vom 5„ Januar 1955 hob das LSG„ das Urteil des SG„ und
den Ablehnungsbescheid der Beklagten vom 23„ Juli 1953 auf°
Es begründete seine Entscheidung damit, daß die Beklagte mit

dem Vergleich.die lediglich an die Bedingung der richtigen

Beitragsverwendung geknüpfte, im übrigen also unbedingte Ver«
pflichtung eingegangen sei, die Rente ab l,August'l955 zu
zahlen„ Die Beklagte hätte nach dem Inhalt des Vergleichs die
Zahlung der Rente nicht schlechthin ablehnen dürfen, sondern

hätte sie mindestens für einen begrenzten Z itranm zahlen

müssen, Der Vergleich sei weder nichtig noch sei er mit Erfolg

angefochten werden° Der Ablehnungsbescheid könne schon deshalb

nicht in einen Entziehungsbescheid umgedeutet werden, weil dies

voraussetze, daß man in den Ablehnungsbescheid eine von der Be—

klagten nicht gehollte Rentenzuerkenhung für mindestens einen

Monat hineinlegen müsse„ Das LSG. ließ die Revision im Urteil

mit Rücksicht auf die grundsätzliche'3edeutung der zu entschei—

denden Rechtsfrage zue

Gegen dieses Urteil, das ihr am 9; Februar 1955 zugestellt

wurde, hat die Beklagte am 7„ März l955 Revision eingelegt und

diese am 10, März 1955 begründet° Das LSG° habe den Vergleich

ihrer Ansicht nach_unrichtig ausgelegt;:denn aus der Tatsache,

daß sie nur vorübergehende Invalidität anerkannt habe, müsse

_gesehlossen werden, daß sie ihre Zahlungsverpflichtung an das

Fortbeetehen der Invalidität knüpfen wollte° Da diese_Bedingung

nicht eingetreten sei, könne auch die Zahlungspflicht nicht
eingetreten sein„ Daß auch die Klägerin den Vergleich nur in

diesem Sinne verstanden habe, gehe daraus hervor, daß sie sich

in diesem Verfahren nicht auf den Vergleich, sondern nur darauf

gestützt habe, daß sie weiterhin invalide sei° Sollte jedoch

der Wille, den Eentenanspruch an das Fortbestehen der Inva—

lidität zu knüpfen, bei der Klägerin nicht vorhanden gewesen

sein, so sei der Vergleich wegen eines versteckten Einigungs—

mangels nichtig° Im übrigen sei der Vergleich bei einem solchen
inhalt, wie das LSG„ ihn durch Auslegung ermittelt habe, auch

wegen eines Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot nichtig,
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weil die Beklagte als Körperschaft des öffentlichen Rechts

sich nur unter den Voraussetzungen des 5 1253 der Reichs—

versicherungsordnung (RVG) zur Zahlung der Rentenleistung

verpflichten und auf das Erfordernis der Invalidität nicht

verzichten dürfe° Notfalle sei jedoch der Ablehnungsbescheid

in einen Rentenentziehungsbescheid umzudeuten° Beide Ver—

waltungsakte seien in ihrem Wesen und Inhalt nicht so ver—

schieden, daß eine Umdeutung ausgeschlossen sei‚denn beide

hätten im wesentlichen die Mitteilung zum Inhalt, daß eine

Rente in Zukunft nicht gezahlt werden solle° Zwar sei eine

Rentenentziehung nicht vor der Hentshzuerkennung denkbar°

Deshalb sei die Entziehung nicht schon-mit Ablauf des Mo—

nate Juli 1953, sondern erst mit Ablauf des Monats August

1953 möglich° Das hindere aber nicht die Umdeutung des

Ablehnungsbescheides in eine mit Ablauf des Monats August

1953 wirkSam gewordene Rentenentziehung„ Die Beklagte rügt
außerdem als Verfahrensmangel, daß das LSG° nicht darüber '

entschieden habe, bis äu welchem Zeitpunkt die Rente zu
zahlen sei°

Sie beantragt,

das Urteil des LSG, Celle vom 5„ Januar 1955
aufzuheben und den Rechtsstreit zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG. Celle

zurückzuverweisen„

_Die Klägerin beantragt,

die Revision kostenpflichtig zurückzu—

weisen"

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend, weil der

Vergleich den Streit um die Invalidität der Klägerin er—
ledigen sollte und deshalb das Vorliegen von Invalidität

nicht Bedingung für die Zahlungspflicht der Beklagten sein

könne° Die Beklagte sei deshalb nicht berechtigt gewesen,

die Invalidität vor August 1953 zu bestreiten, weil sie
sich insoweit bis zu diesem Zeitpunkt gebunden habe° Einzi—

ge Bedingung für die Zahlungspflicht sei die richtige Bei—

tragsverwendung gewesen; Eine Umdeutung des Ablehnungsbe—

scheides in einen Entziehungsbescheid sei‚außer aus den

vom LSG„ genannten Gründen, auch deshalb nicht möglich,!JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 „

weil die Beklagte im Zeitpunkt der Béscheiderteilung noch an
die Anerkennung der Invalidität gebunden gewesen sei° Da das

LSG, nicht über einen Entziehungs—, sondern über einen Ab—

lehnungsbescheid zu befinden hatte, habe es auch über den

Zeitpunkt des Rentenwegfalls nicht entscheiden können°

Entssh_eis- ‚ges., Ei.92__.— nz. .—

Die Revision.iet form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet worden, sie ist auch stattheft, weil das LSG, sie zu—
gelassen het°

Der Revision mußte jedoch der Erfolg versagt bleiben°

Das LSG. hat zu Recht den Bescheid der Beklagten vom 23° Juli

„1955 und das Urteil des SG° vom 30, ■ärz 1954 aufgehoben,
weil sowohl von der Beklagten als auch von dem SG° der Anspruch

der Klägerin auf Gewährung der Ihvalidenrente abgelehnt worden

ist, obwohl ihr nach dem in dem früheren Verfahren abgeschlos—

senen Vergleich vom 12„Mai 1953 dieser Anspruch ab loAugust
1955 zusteht° Der Vergleich vom 12„Mai 1955 enthält, wie das

LSG° zutreffend festgestellt hat, die insoweit unhedingte Ver—

pflichtung, der Klägerin ab l°August 1953 die Invelidenrente

zu gewähren, Der hortleut des Vergleichs ist eindeutig und kann

zu Zweifeln keinen Anlaß geben° Streitgegehstend war der An—

spruch euf Invelidenrenteo Dieser war daher auch Gegenstand des

Vergleichs° Er ist eh l‚August 1955 anerkannt, Die weitere Er—

klärung, deß_vorübergehende Invalidität ab l,Jenuer 1953 aner—
kannt Wird, het demgegenüber nur die Bedeutung der Feststel—

lung, daß nicht dauernde, sondern nur vorübergehende Invalidi-

tät vorliegt, sowie einer Erläuterung, aus welchem Grunde der

vloAugust 1953 als Anfengstermin der Rentenzehlung géWählt wor—
den ist, Eine Bedingung, daß die Rente sb l,August 1955 nur

gezahlt werden solle, wenn die Invalidität bis dahin sndeuern

würde, kann hierin nicht erblickt werden. Die Beklagte meint

allerdings, dies sei stillschweigend vereinbart worden. Mit

Recht hat aber das LSG, diesen Standpunkt nicht geteilt° Die

Klägerin hat einen dahingehenden Willen nicht gehabt, da nicht

angenommenwerden kenn, daß sie sich mit einer solchen mehr
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oder weniger theoretischen Anerkennung ihres Anspruchs

begnügt hätte, Wenn sie sich in dem_jetzigen Verfahren

nicht auf den Inhalt dieses Vergleichs,sdndern
nur darauf

berufen hat, daß sie invalide sei, so ist dies auf ihre
Bechtsunkenntnis zurückzuführen und kann ihr nicht in dem

von der Beklagten gewünschten Sinne entgegengehalten wer-

den° Ob die Beklagte selbst bei Abschluß des Vergleichs

tatsächlich den Willen gehabt hat, den Anspruch nur unter

der Bedingung anzuerkennen‚ daß die Invalidität auch min—
destens bis zum Beginn der Rentenzahlung andauern würde,

kann dahingestellt bleiben, da dieser Wille in dem Vergleich
keinen erkennbaren Ausdruck gefunden hat, also insoweit un-
beachtlich ist. Aus dem Umstand insbesondere,daß die Be—

klagte in den Vergleich als Bedingung nur aufgenommen hat,_

es müßten genügend Beiträge entrichtet sein, ist zu schließen,

daß sie andere Bedingungen nicht stellen wollte„Jeder un—
beteiligte verständige Dritte mußte annehmen, daß der in

der Formulierung von rechtesrheblichen Erklärungen erfahre—

ne Vertreter der Beklagten seinen Willen, die Zahlungsbe—

reitschaft aueh noch an die weitere Bedingung des Fortbe—
stehens der Invalidität zu knüpfen, ebenso eindeutig zum
Ausdruck gebracht hätte wie die Bedingung der richtigen
Markenverwendxing° Wäre der Vergleich im Sinne der Beklag—

ten zu verstehen, so hätte es zudem eines besonderen Lus—

spruchs der Zahlungsbereitschaft überhaupt nicht bedurft,

denn bei Anerkennung vorübergehender Invalidität ab l„Januw

er 1955 wäre die Beklagte schon kraft Gesetzes zur Zahlung

der Rente ab l„August 1955 verpflichtet gewesen‚wenn die

Invalidität in diesem Zeitpunkt noch bestand;

Obder Beklagten, falls sie bei Abschluß des Vergleichs
tatsächlich einen abweichenden Willen gehabt haben sollte,

ein AnfechtungSrechtlzustand,hedarf keiner Untersuchung,

da sie keine Anfechtungserklärung abgegeben hat° Eine An—

fechtungserklärung kann insbesondere nicht in der Ertei—

lung des Ablehnungsbescheides gesehen werden, da dieser

selbst bei weiter Auslegung nicht dahingehend aufgefaßt

werden kann,daß der Vergleich — der Wirkung der Anfeche

tung entsprechend — rückwirkend, auf den Zeitpunkt des Ver—

gleichsabschlusses bezogen, béseitigt werden sollte„
.
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Das LSG„ hat auch zu Recht angenommen, daß der abgeschlos—

sene Vergleich wirksam ist° Zwar können Versicherungsträger

Vergleiche nur insoweit_schließen‚ als sie über den Gegenstand

der Klege verfügen könneno Sie können andere als die gesetzlich

oder setzuhgsmäßig vorgesehenen Leistungen nicht gewähren_und

auch nicht die vorgesehenen Leistungen gewähren,ohne daß die

gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen (vgloEntsch;des RVA.,

AN„1895s„ 260;Stier—80mlo,Kommentarzur nvo5‚Auflo
1929 Anm° 1 zu @ 1666)° Sind Voraussetzungen eines Anspruchs
aber streitig und haben die erhobenen Beweise nicht zu einem

klaren Ergebnis geführt, so ist der Versicherungsträger nicht

gehindert, den Anspruch anzuerkennen° Dies ist jedoch grund—

sätzlich nur möglich, wenn die streitigen Voreussetzungen in

der Vergangenheit liegen, wenn es sich also nur um die sub—
jektive Ungewißheit über ein objektiv bereits eingetretenes

bzw„ nicht eingetretenes Ereignis handelt° Nech‘Ansicht des

erkennenden Senats muß dies jedoch auch denn gelten, wenn die

zunächst entscheidende Voraussetzung, hier der Eintritt der

vorläufigen Invalidität, in der Vergangenheit liegt und es
zusätzlich nur noch darauf ankommt‚ ob dieser Zustand noch

eine weitere, übersehbere Zeit, hier für die Dauer der nach

@ 1253 Abs„ 1 Nr° 2 RVG maßgebenden 26 Wochen, endeuertyfells

dies mit hinreichender Wehrscheinlichkeit angenommen werden

kann; denn in diesen Fällen ist die Ungewißheit praktisch nicht

größer als in den Fällen, in denen die entscheidenden Tatsachen

zwar der Vergangenheit angehören, über ihr Vorliegen aber in—

folge sich widersprechender Gutachten kein eindeutiges Bild

zu erlangen ist° Es würde für die Praxis eine ungerechtfertig—

te Erschwernis bedeuten, wenn man hier die Möglichkeit von

Veréleighsebschlüssen verneinen wollteo

Entgegen der Ansicht der Beklagten konnte der Bescheid

vom 230 Juli 1955 auch nicht in einen Entziehungsbescheid

umgedeutet werden° Die Beklagte hatte sich, wie ausgeführtp

durch den Vergleich verpflichtet, die Invelidenrente unab—

hängigvon demFortbestehender Invalidität eb l„August 1953
zu zehlen° Die Bindung an diese vertragliche Verpflichtung

kann die Beklagte nicht durch einen einseitigen Akt be—
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seitigen, und zwar weder durch Ablehnungs- noch durch Ent—
ziehungsbescheid„ Wollte man aber den Ablehnungsbescheid

in einen Entziehungsbescheid umdeuten, so wäre er nach

5 1296avo mit Ablauf des MonatsJuli 1953wirksamgewor—
den, so daß die Zahlung3pflicht beseitigt wäre, bevor sie

begonnenhätte„ DaswürdedemInhalt des Vergleichs wi—
dersp'rechen° Auch kann der Ablehnungsbescheid nicht dahin

umgedeutet werden, daß die Rentenentziehung mit Ablauf des

Monats August 1953 wirksam werden solle, da die Beklagte

bei Erleß des Ablehnungsbescheids zur Zahlung der Rente

zweifellos auch nicht für den Monat August 1953 bereit

.waro

Entgegen der AuffaSsung der Beklagten konnte das

LSG°schondeshalbnicht entscheiden,bis zuwelchemZeit—
punkt eine Rente zu gewähren ist, weil die Klägerin ledig-

lich die Aufhebung des Verwaltungsakts begehrt hat„ Es

handelt sich also um eine reine Anfechtungsklage nach
5 54 Abs. 1 SGG und nicht um eine Leistungsklage nach

@54 Abs; 4'SGG. Nach 5 123 SGGist das Gericht zwar
nicht an die.Fassung der Anträge, wohl aber an die vom

Kläger erhobenen Ansprüche gebunden„ Der Anspruch ging

im vorliegenden Fall lediglich auf Aufhebung des Verwal-

tungsakts° Ist eine Leistungsklage„nicht erhoben, so
kann das Gericht aber auch nicht zu einer Leistung

verurteilen, ist daher auch nicht in der Lage, darüber

zu befinden, wielange eine Leistung zu gewähren ist°

Iem:angefochtenen Urteil ist nach alledem im Ergebe

_
nis zuzustimmen, so daß die Revision unbegründet ist(;

Die Beklagte wird der Klägerin ab 10 August 1953 die
Invélidenrente

zu gewähren haben, Sie kann, wenn die Voraus—

set2ungen des % 1293 EVO vorliegen, die Invalidenrente
‘durch Entziehungsbescheid wieder entzieheno
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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